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Grundsatz der Transparenz und Kon-
trolle, die derzeit nicht in Einklang zu 
bringen sind. Das Datenschutzrecht ist 
zwar „technologieneutral“ formuliert, 
um universell anwendbar zu sein, es 
stößt jedoch insb bei der heutzutage be-
reits üblichen (globalen) Aufgabenteilung 
und Dezentralisierung von Daten an seine 
Grenzen. Uneinigkeit herrscht insb über 
das Erfordernis und die Zulässigkeit der 
Datenauslagerung in Drittländer sowie 
den Detaillierungsgrad der nachzuwei-
senden Sicherheitsmaßnahmen. Dies wird 
 –  mangels internationaler Regelungen 
und Standards  –  auch nicht so schnell 

beantwortet sein, weshalb zwischenzeitig 
die Technik gefordert ist, ein hohes Maß 
an Datensicherheit zu gewährleisten. Der 
Cloud-Nutzer wird sich daher überlegen 
müssen, ob er unternehmenskritische Da-
ten überhaupt auslagert und wenn ja, wie 
er vertraglich die Erfüllung seiner gesetz-
lichen Pfl ichten sicherstellt. Der Cloud-
Provider dagegen ist aufgefordert, die ein-
gesetzten Technologien und Methoden in 
Bezug auf die Datensicherheit weitgehend 
offenzulegen, um deren Wirksamkeit fest-
stellen zu können. Auf europäischer Ebe-
ne gibt es bereits Entwicklungen in Hin-
blick auf eine umfassende Novellierung 

des Datenschutzrechts, um insbesondere 
solchen neuen Herausforderungen ent-
sprechen zu können. 86)  Mit Spannung 
wird daher die Stellungnahme der Art-29 
Datenschutzgruppe erwartet, die hoffent-
lich mehr Aufschluss über die rechtlichen 
Aspekte bei der Datenverarbeitung in der 
Wolke bringen wird.   

86) Siehe unter anderem die Pressemitteilung der 
EU-Kommission vom 6.4.2011, wonach die 
Europäischen Datenschutzbeauftragten auf die 
Notwendigkeit eines umfassenden Konzepts für 
den Datenschutz aufgrund der Globalisierung 
und der technologischen Entwicklung bestehen.

Die Autorin:
Mag. Karin Peyerl ist Rechtsanwältin bei der renommierten Wirtschaftskanzlei Cerha Hempel Spiegelfeld Hlawati. Sie 
betreut vorwiegend international tätige Unternehmen insbesondere in den Bereich IT- und Datenschutzrecht sowie Ar-
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Publikationen der Autorin:
Getting the Deal through – Labour and Employment 2008, Law Business Research Ltd. (gemeinsam mit Mag. Julian 
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   1. Einleitung  

 Im April 2009 schickte das BKA einen Ent-
wurf für ein Bundesgesetz, mit dem das 
Registerzählungsgesetz, das Bundesgesetz 
über das Gebäude- und Wohnungsregister 
(GWR-G), das Bundesstatistikgesetz 2000 
(BStatG 2000) und das E-Government-Ge-
setz geändert werden, in Begutachtung. 1)  
Neben der Umsetzung der RL 2002/91 
über die Gesamtenergieeffi zienz von Ge-
bäuden im GWR-G sowie Anpassungen 
im Registerzählungsgesetz aufgrund der 

1) ME Registerzählungsgesetz, Bundesgesetz über 
das Gebäude- und Wohnungsregister ua, Ände-
rung, 51/ME 24. GP.

 ■  jusIT 2011/ 31 , 64  Mag. Viktoria Haidinger, LL.M. 
Stv. Leiterin der Stabsabteilung Statistik der WKÖ

  Ausgewählte Aspekte der Bundesstatistik-
gesetznovelle 2010      
 Mit 1. 1. 2010 trat eine umfangreiche Novelle des Bundesstatistikgesetzes 2000 in Kraft. Im nachfolgenden Beitrag 
werden einige Aspekte (Veröffentlichungspfl ichten, Unternehmensregister und Verfügbarkeit des ÖNACE-Codes) aus 
der Sicht eines Datennutzers dargestellt.  

  Deskriptoren:  BStatG Novelle 2010, Veröffentlichungspfl icht von Statis-
tiken, Unternehmensregister, ÖNACE-Code 

  Normen:  BStatG 2000, DSG 2000 

Erfahrungen aus der Proberegisterzählung 
2006, 2)  sollten umfangreiche Änderungen 
des BStatG 2000 vorgenommen werden, 
insbesonders im Hinblick auf das Unter-
nehmensserviceportal (USP). 3)  

 Auf folgende Aspekte der Novelle zum 
BStatG 2000 soll im vorliegenden Beitrag 
näher eingegangen werden: 

2) Proberegisterzählung gem § 9 Registerzählungs-
gesetz BGBl I 2006/33. Näheres dazu siehe unter 
www.statistik.at/Fragebögen/Registerzählung/
Probezählung 2006.

3) http://www.usp.gv.at/. Dieses wurde auf Grund-
lage des Unternehmensserviceportalgesetzes 
BGBl I 2009/52 eingerichtet. Näheres dazu siehe 
weiter unten sowie bei Winter, Das Unterneh-
mensserviceportal als Umsetzung des One Stop 
Government Ansatzes, jusIT 2010/43.

    Veröffentlichungspfl icht von Ver-
tragsstatistiken 

   Einrichtung eines Unternehmensregi-
sters bei Statistik Austria zur Unter-
stützung des USP 

   Verfügbarkeit des ÖNACE-Codes  
 Nach dem Begutachtungsprozess wur-
de der Ministerialentwurf (ME) mit 
einigen Änderungen im Ministerrat als 
Regierungsvorlage (RV) 4)  beschlossen. 
Im nachfolgenden parlamentarischen 
Verfahren fanden einige Änderungsan-

4) RV Registerzählungsgesetz, Bundesgesetz über 
das Gebäude- und Wohnungsregister, Bundes-
statistikgesetz 2000 und E-Government-Gesetz, 
320 BlgNR 24. GP.
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träge die Mehrheit. Die Novelle wurde 
mit BGBl I 125/2009 kundgemacht und 
trat am 1.1.2010 in Kraft. 

 Die nachfolgende Darstellung erfolgt 
aus Sicht der Wirtschaftskammer Ös-
terreich (WKÖ) in ihrer Eigenschaft als 
„Poweruser“ amtlicher Statistiken, wo-
bei sich die Meinung der Autorin nicht 
zwangsläufi g mit jener der WKÖ decken 
muss. 5)  

    2. Veröffentlichungspfl icht von 
Vertragsstatistiken  

  2.1. Die Rechtslage vor der Novelle 

 Das BStatG 2000 kennt angeordnete 
Statistiken (§ 4 Abs 1 BStatG 2000) 
und sog Vertragsstatistiken (§ 23 Abs 2 
BStatG 2000). Letztere dürfen nur von 
bestimmten öffentlichen Institutionen 
in Auftrag gegeben werden. 6)  Weiters 
können Sonderauswertungen von jeder-
mann bei Statistik Austria bestellt wer-
den. Diese werden auf Grundlage bereits 
erhobener statistischer Daten gem § 29 
Abs 1 Z 2 BStatG 2000 gegen Entgelt 
erstellt (zB sind der PKW-Index und der 
Seniorenpreisindex Sonderauswertungen 
aus VPI-Daten). Diese Sonderauswertun-
gen sind von Vertragsstatistiken iSd § 23 
Abs 2 BStatG 2000 zu unterscheiden. Bei 
Letzteren geht es nicht um die Analyse 
vorhandener Daten, sondern um die pri-
märstatistische Erhebung von Daten, wie 
sich aus dem Wortlaut von § 23 BStatG 
2000 iVm § 3 Z 5 BStatG 2000 ergibt. 7)  

 § 19 Abs 1 BStatG 2000 verpfl ichtet 
alle Organe der Bundesstatistik (§ 3 Z 19 
BStatG 2000) Statistiken unverzüglich 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
Für die Statistik Austria sehen § 23 Abs 1 
Z 2 iVm § 30 Abs 1 BStatG 2000 beson-
dere Veröffentlichungspfl ichten vor, und 
zwar sind die Hauptergebnisse im Inter-
net bereitzustellen. Darüber hinaus regelt 
§ 30 Abs 3 BStatG 2000 den sog  equal 
access -Grundsatz. Dieser bedeutet, dass 

5) An dieser Stelle sei Frau Mag. Margit Epler 
(Bundesarbeitskammer) und Univ. Doz. Dkfm. 
Dr. Josef Richter (ehemaliger Leiter der Stabs-
abteilung Statistik der WKÖ) für ihre Beiträge 
gedankt.

6) Gem § 23 Abs 2 BStatG 2000 sind dies der 
Bund, die Länder, die Gemeinden und sonstige 
juristische Personen öffentlichen Rechts sowie 
Unternehmungen, die durch Bundesgesetz zum 
Zweck eingerichtet wurden, im Allgemeininteres-
se liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu 
erfüllen, sowie Organe der Europäischen Union 
und internationale Organisationen.

7) § 23 Abs 1 Z 1 BStatG 2000 spricht von der 
„Erstellung von Statistiken“, Abs 2 leg cit 
nimmt ohne Zweifel darauf Bezug („Sonstige 
Statistiken“). § 3 Z 5 BStatG 2000 defi niert „Er-
stellung von Statistiken“ als „Gesamtheit der zur 
Erhebung [….] erforderlichen Tätigkeiten“.

statistische Ergebnisse der Öffentlichkeit 
und dem jeweils zuständigen staatlichen 
Organ gleichzeitig zur Kenntnis gelangen 
müssen. Anders gesprochen: Der zustän-
dige Minister darf keine Vorabinformati-
on (zB für eine Pressekonferenz) erhalten. 

 Ob die §§ 19 und 30 BStatG 2000 
nur auf angeordnete oder auch auf Ver-
tragsstatistiken Bezug nahmen, war um-
stritten. Die Novelle sollte zum Anlass 
genommen werden, Vertragsstatistiken 
von der Veröffentlichungspfl icht explizit 
auszunehmen, wogegen sich insbes der 
Statistikrat, die Bundesarbeitskammer 
und die WKÖ in ihren Stellungnahmen 
zum ME aussprachen. 8)  

   2.2. Bedeutung von Veröffent-
lichungspfl ichten 

 Die Argumente der Gegner einer solchen 
Einschränkung der Veröffentlichungs-
pfl icht werden nachfolgend dargestellt. 

 Statistiken werden gemeinhin als öf-
fentliches Gut qualifi ziert. Sie werden 
von der Allgemeinheit fi nanziert. Dies 
gilt sowohl für angeordnete als auch für 
Vertragsstatistiken, weil Letztere nur von 
bestimmten öffentlichen Institutionen in 
Auftrag gegeben werden können. Hinzu 
kommt, dass bei verpfl ichtenden und frei-
willigen Erhebungen Unternehmen wie 
Bürger einen persönlichen Beitrag leisten, 
und daher im Gegenzug ein Anrecht auf 
die damit erstellten Statistiken haben. 
Dies unterscheidet Vertragsstatistiken 
auch fundamental von Sonderauswer-
tungen. Die Statistik Austria verwendet 
bei Vertragsstatistiken die gleiche Infra-
struktur wie für angeordnete Statistiken. 
Diese Infrastruktur ist naturgemäß mit 
öffentlichen Geldern fi nanziert, bspw 
das Statistische Unternehmensregister iSd 
§ 25a BStatG 2000 nF. Es kann daher 
kein sachlicher Grund gefunden werden, 
warum die Hauptergebnisse dieser Sta-
tistiken der Öffentlichkeit vorenthalten 
werden sollten. 

 Was könnte passieren, wenn Vertrags-
statistiken als vertrauliche Informatio-
nen behandelt werden dürften? Poli-
tisch gesehen wäre es denkbar, dass ein 
Informationsvorsprung beauftragender 
Ministerien entsteht; auf mittlere Sicht 
wäre zudem zu befürchten, dass in allen 
Fällen, in denen nicht EU-Normen dage-
gen sprechen, Ministerien den Weg der 
Vertragsstatistik gehen und keine Durch-

8) Stellungnahme des Statistikrats, 5/SN-51/ME 
24. GP; Stellungnahme der WKÖ, 7/SN-51/ME 
24. GP; Stellungnahme der Bundesarbeitskam-
mer, 10/SN-51/ME 24. GP.

führungsverordnungen nach dem BStatG 
2000 erlassen, um sich eben diesen Infor-
mationsvorsprung innerhalb der Regie-
rung, gegenüber der Öffentlichkeit und 
gegenüber der Opposition zu sichern. 9)  

 Dem oftmals vorgebrachten Argument, 
Art 18 Abs 1 Gemeinschaftsstatistiken-
VO, 10)  der eine undifferenzierte Veröf-
fentlichungspfl icht vorsieht, gelte nur 
für Gemeinschaftsstatistiken, kann kein 
besonderes Gewicht zugemessen werden. 
Denn es scheint für das statistische Amt 
eines demokratischen Rechtsstaates un-
würdig für nationale und EU-Statistiken 
unterschiedliche Standards anzulegen. 
Auch wäre diese Unterscheidung für die 
Öffentlichkeit kaum nachvollziehbar, so-
dass das Ansehen der gesamten amtlichen 
Statistik wesentlichen Schaden nehmen 
könnte. 

   2.3. Die Rechtslage nach der 
Novelle 

 Die RV berücksichtigte die dargeleg-
te Kritik nicht. Erst in letzter Minute 
des parlamentarischen Prozesses, näm-
lich mittels Abänderungsantrages im 
Plenum, 11)  wurden Bestimmungen in die 
Novelle aufgenommen, die ausdrücklich 
eine Veröffentlichungspfl icht für Ver-
tragsstatistiken normieren. § 19 Abs 1 
BStatG 2000 sieht nun vor, dass alle Or-
gane der Bundesstatistik (also zB auch 
Ministerien) verpfl ichtet sind, angeordne-
te und alle anderen Statistiken zu veröf-
fentlichen. Darüber hinaus bestimmt der 
neue § 30 Abs 1a BStatG 2000, dass die 
Statistik Austria die Hauptergebnisse von 
Vertragsstatistiken im Internet der Öf-
fentlichkeit kostenlos bereitzustellen hat, 
sofern der Auftraggeber binnen zwei Mo-
naten nach Abschluss der Statistik eine 
Veröffentlichung nicht selbst vornimmt. 

 Mit diesen neuen Bestimmungen ist 
gewährleistet, dass alle Statistiken im 
Anwendungsbereich des BStatG 2000 
veröffentlicht werden. Dabei trifft die 
Statistik Austria eine eigenständige Ver-
öffentlichungspfl icht auch für Auftrags-
arbeiten, wenn der Auftraggeber  –  aus 
welchen Gründen auch immer  –  die 

9) Fälschlich interpretiert Suda (Datenverwendung 
für wissenschaftliche Forschung und Statistik 
in Bauer/Reimer, Handbuch Datenschutzrecht 
[2009] 299) § 20 BStatG 2000 dahin gehend, 
dass Bundesministerien keine Erhebungen anstel-
len dürfen. Richtigerweise ist diese Bestimmung 
so zu lesen, dass Datensammlungen innerhalb 
des Ressorts keiner spezifi schen Rechtsgrundlage 
bedürfen („Verwaltungsinterne Statistiken“).

10) VO 223/2009 v 11. 3. 2009 über europäische 
Statistiken, ABl L 2009/87, 164.

11) AA-94, 24. GP.
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Hauptergebnisse nicht veröffentlicht. 
Damit ist insbes ausgeschlossen, dass 
öffentliche Einrichtungen die Dienste der 
Statistik Austria in Anspruch nehmen, 
aber niemand davon erfährt. 12)  

     3. Einrichtung eines Unterneh-
mensregisters bei Statistik 
Austria zur Unterstützung 
des USP  

  3.1. Das Unternehmensservice-
portal (USP) 

 Das USP, erreichbar unter www.usp.gv.at, 
ist eine Weiterentwicklung des amtlichen 
Informationsportals www.help.gv.at. 13)  
Derzeit befi ndet sich das USP noch in der 
Entwicklungsphase, sukzessive sollen Ap-
plikationen wie FinanzOnline und ELDA 
eingebunden werden. Ziel ist es, weitere 
elektronische Verfahren einzubinden, und 
so den Unternehmen einen One-Stop-
Shop für die Erfüllung von Informations-
verpfl ichtungen zur Verfügung stellen zu 
können. Voraussetzung dafür ist, dass für 
Zwecke der Authentifi zierung die Iden-
titätsdaten aller Unternehmen in einem 
Register zusammengefasst werden, und 
die Verwaltungsbehörden des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden Zugriff 
darauf haben. 14)  Ein solches „Zentrales 
Melderegister für Unternehmen“ exis-
tiert bis dato in Österreich nicht. 15)  Bei 
der Statistik Austria ist jedoch mit dem 
Unternehmensregister gem § 25 BStatG 
2000 aF eine gute Basis vorhanden, auf 
der man ein solches Register aufsetzen 
konnte. 16)  Durch die BStatG Novelle 
2010 wurden die weiteren Vorausset-
zungen dafür geschaffen. 

12) Die Anwendung des Informationsweiterverwen-
dungsgesetzes wurde im gesamten Gesetzwer-
dungsprozess nicht diskutiert. Eine Auseinander-
setzung mit diesem Thema würde den Rahmen 
des vorliegenden Beitrages sprengen.

13) Siehe dazu auch Winter, Das Unternehmensser-
viceportal als Umsetzung des One Stop Govern-
ment Ansatzes, jusIT 2010/43.

14) ErläutRV 320 BlgNR 24. GP 12 ff.
15) Im Zentralen Gewerberegister sind nur die Un-

ternehmen der gewerblichen Wirtschaft erfasst 
(und auch nicht alle, zB sind Banken gesondert 
registriert). Die Kammern der freiberufl ich Tä-
tigen (Rechtsanwälte, Ärzte, etc) haben ihre 
eigenen Mitgliederregister. Nur 2,2% der ak-
tiven Wirtschaftskammermitglieder, die als Ein-
zelunternehmer tätig sind, sind im Firmenbuch 
protokolliert (WKO Mitgliederstatistik 2010, 
Kammermitglieder nach Rechtsformen: http://
portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&
StID=357337&DstID=17).

16) Auch dieses Register enthält nicht alle Unter-
nehmen Österreichs. Zum Inhalt siehe Statistik 
Austria, Standarddokumentation zum Unter-
nehmensregister (Fassung vom 30.3.2009) 
6, http://www.statistik.at/web_de/wcms-
prod/groups/gd/documents/stddok/036178.
pdf#pagemode=bookmarks.

 Dabei verfolgte man folgendes Kon-
zept: Das bestehende Unternehmensre-
gister für statistische Zwecke gem § 25 
BStatG 2000 aF wurde zweigeteilt: Ein 
Teil sollte der Verwaltung dienen und 
im Wesentlichen Identitätsdaten 17)  ent-
halten (Unternehmensregister gem § 25 
BStatG 2000 nF); der zweite Teil sollte 
statistische Daten, die für rein statistische 
Zwecke zur Verfügung stehen, beinhalten 
(Register der statistischen Einheiten gem 
§ 25a BStatG 2000 nF). Das Unterneh-
mensregister für Verwaltungszwecke ist 
Grundlage für das Unternehmensservice-
portal. Besonderen Wert legen die Mat 
auf die Tatsache, dass es sich bei den 
Daten gem § 25 Abs 1 BStatG 2000 um 
Verwaltungsdaten handelt und nicht um 
Statistikdaten. 18)  Dies ist von elementa-
rer Bedeutung, weil im Statistikrecht der 
Grundsatz herrscht, dass Statistikdaten 
nur für statistische Zwecke verwendet 
werden dürfen, nicht aber zur Erfüllung 
administrativer Aufgaben. 19)  Jedoch sah 
§ 25 Abs 5 idF ME vor, dass die Statis-
tik Austria, wenn sie bei Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben Kenntnis erlangt, dass 
die eingetragenen Daten nicht mehr den 
Tatsachen entsprechen, die übermittelnde 
Behörde hiervon zum Zweck der Über-
prüfung und Richtigstellung zu informie-
ren hat. Die Mat geben hierzu folgendes 
Beispiel: 20)  

  „Wenn im Zuge der Tätigkeit der 
Bundesanstalt ihr zur Kenntnis gelangt, 
dass ein Datum nicht stimmen kann 
(zB die Bundesanstalt versucht an einer 
bestimmten Adresse ein Unternehmen 
für eine Befragung zu erreichen und es 
stellt sich heraus, dass das Unternehmen 
nicht mehr an der Adresse situiert ist), 
hat die Bundesanstalt die Inhaber der 
Verwaltungsdaten darauf aufmerksam 
zu machen (zB das Firmenbuch über die 
mögliche Unrichtigkeit der Adresse einer 

17) Darunter versteht § 25 Abs 1 BStatG 2000 
Folgendes: Identifi kationsmerkmale der Unter-
nehmen (zB Bezeichnung, Name, Rechtsform, 
Beginn und Ende der unternehmerischen Tä-
tigkeit und Firmenbuchnummer oder ZVR-Zahl, 
Gewerberegisternummer, Ordnungsnummer 
im Ergänzungsregister für sonstige Betroffene); 
Adressmerkmale; ÖNACE-Code; die nach der 
Satzung vertretungsbefugten Personen mit de-
ren eindeutigen Identitätsmerkmalen gemäß 
§ 2 Z 2 E-Government-Gesetz BGBl I 7/2004; 
Kennziffern in den behördlichen Verfahren zur 
eindeutigen Identifi kation der Einheiten des 
Unternehmensregisters (zB Steuernummer, 
UID-Nummer, DVR-Nummer); Kennziffer des 
Unternehmensregisters, die bei der erstmaligen 
Eintragung des Unternehmens von der Bundes-
anstalt zuzuordnen ist.

18) ErläutRV 320 BlgNR 24. GP 13.
19) Vgl die §§ 16 f BStatG 2000 und Art 20 Gemein-

schaftsstatistiken-VO.
20) ErläutRV 320 BlgNR 24. GP 14.

Gesellschaft). Auf diese Art und Weise 
soll gewährleistet werden, dass die Iden-
titätsdaten der Unternehmen den tatsäch-
lichen Gegebenheiten entsprechen.“  

 Die genannten Bestimmungen wurden 
unverändert in die RV übernommen und 
im Plenum beschlossen. 

   3.2. Kritik 

   3.2.1. Übertragung statistikfremder 
Aufgaben an die Statistik Austria  
 Mit der Beauftragung der Statistik Austria, 
ein Unternehmensregister für die allge-
meine Verwaltung einzurichten, ist die 
Übertragung statistikfremder Tätigkeiten 
verbunden. Hier ist einerseits das Ein-
sparungspotenzial dieser Maßnahmen, 
sowohl für die öffentliche Hand als auch 
für die Unternehmen anzuerkennen. An-
dererseits sind jedoch das Vertrauen in 
die amtliche Statistik zu berücksichtigen. 
Dieses ist durch allzu viele statistikfrem-
de Aufgaben gefährdet, wie sich auch 
aus dem Verhaltenskodex europäische 
Statistiken 21)  ergibt. So wurden etwa im 
Zuge der Peer Reviews zum Verhaltens-
kodex die Schweiz und Frankreich auf-
gefordert, statistische und administrative 
Tätigkeiten stärker zu trennen. 22)  Im Peer 
Review Bericht zur Statistik Austria heißt 
es: „ It should also review the (baseline) 
funding position, in order to minimise 
the risk that Statistics Austria be forced 
to seek additional tasks in order to raise 
revenue. “ 23)  

 Das UN Handbook of Statistical Orga-
nization 24)  führt zu dieser Thematik unter 
der Überschrift Unabhängigkeit aus: 

  „In essence, a statistical agency should 
be distinct from those parts of the 
Government that carry out enforcement 
and policy-making activities. It should 
be impartial    and avoid even the appea-
rance    that its collection, analysis and re-
porting processes might be manipulated 
for political purposes or    that individu-
ally identifi able data might be turned 

21) Nähere Informationen zum Verhaltenskodex un-
ter http://www.statistik.at/web_de/ueber_uns/
aufgaben_und_grundsaetze/european_stati-
stics_code_of_practice/index.html.

22) Anlage SEC(2008)2635 endg zum Bericht 2008 
der Kommission an das Europäische Parlament 
und den Rat über die Umsetzung des Verhal-
tenskodex, COM (2008) 621 endg, http://epp.
eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/quality/
code_of_practice/ess_system_compliance.

23) Laux/Vihavainen/Hahn, Peer review on the im-
plementation of the European Statistics Code 
of Practice – Statistics Austria 22-24 November 
2006, 18, http://epp.eurostat.ec.europa.eu/
cache/ITY_PUBLIC/PEER_REVIEW_AT_2006/EN/
PEER_REVIEW_AT_2006-EN.PDF.

24) UN Statistics Division, Handbook of Statistical 
Organization3 (2003) 5, http://unstats.un.org/
unsd/methods/statorg/statorg.htm.
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over for administrative, regulatory or 
enforcement purposes   .“  [Hervorhebung 
durch die Autorin] 

 Oder wie  Kutzenberger/Richter  25)  
schreiben: 

  „In Hinblick auf die Ziele optimale 
Produktionsbedingungen, Budgetent-
lastung und größtmögliche Schonung 
der Respondenten erscheinen die Vor-
gaben des Datenschutzes restriktiv und 
behindernd. Vielen erscheint auch der 
in der Verrechtlichung zu sehende Preis 
unangemessen hoch. Der Qualität der 
Statistik hingegen kann ein sehr hohes 
Datenschutzniveau nur förderlich sein. 
   Respondenten sind nur zu wahrheitsge-
mäßen Angaben zu motivieren, wenn sie 
sicher sein können, dass ihre Angaben 
streng vertraulich behandelt werden und 
nie für administrative Zwecke gegen sie 
selbst eingesetzt werden können   .“  [Her-
vorhebung durch die Autorin] 

 Die Übertragung statistikfremder Auf-
gaben an ein Nationales Statistisches Amt 
wäre daher sorgfältig zu prüfen gewesen, 
was jedoch nicht geschah. Insbes gab es 
keine Diskussion darüber, welche Alter-
nativen zur Verfügung gestanden wären. 

    3.2.2. Rückmeldung unrichtiger 
Identitätsdaten  
 Das Bedürfnis nach einer möglichst ho-
hen Datenintegrität des Unternehmens-
registers ist freilich anzuerkennen. Die 
beschlossene Vorgehensweise steht je-
doch in hohem Maße im Widerspruch 
mit den Grundsätzen der Unparteilich-
keit und der Geheimhaltung. Denn die 
Konsequenz des oben genannten Beispiels 
könnte sein, dass das Firmenbuchgericht 
ein Verfahren nach § 24 FBG einleitet und 
 –  im ersten Schritt  –  eine Zwangsstrafe 
von bis zu € 3.600 verhängt. Dies alles 
würde ausgelöst durch einen unzustellba-
ren Fragebogen, den die Statistik Austria 
verschickt hat. Dass es sich hierbei streng 
genommen um Verwaltungsdaten han-
delt, wird für die meisten Respondenten 
schwer begreifbar sein und legt für diese 
den Schluss nahe, dass mit den eigent-
lichen Statistikdaten ebenso verfahren 
wird, also zB gemeldete Umsatzzahlen der 
Finanzverwaltung weitergeleitet werden. 
Dies könnte katastrophale Auswirkungen 
auf das Meldeverhalten und damit auf die 
Qualität der amtlichen Statistik haben. 

 Eine geeignetere Lösung wäre gewesen, 
der Statistik Austria die Verpfl ichtung auf-
zuerlegen, mit dem Unternehmen Kontakt 

25) Bundesstatistikgesetz 2000 – Vorgaben, Motive, 
Ziele in ÖSG ( Hrsg), Austrian Journal of Statistics 
Vol 28 (1999), Number 3, 140.

aufzunehmen (bei Änderung der Zustell-
anschrift zB analog § 21 Abs 3 FBG) und 
dabei auf die rechtlichen Verpfl ichtungen 
hinzuweisen. Dies gleichzeitig mit der 
Setzung einer Markierung im Unterneh-
mensregister für Verwaltungszwecke, dass 
diese Daten möglicherweise unrichtig sind. 
Die bessere Lösung wäre jedoch die Aus-
lagerung des Unternehmensregisters für 
Verwaltungszwecke in eine Tochtergesell-
schaft der Statistik Austria gem § 23 Abs 3 
BStatG 2000 gewesen. 

 Im Dunklen bleibt weiterhin, wer Än-
derungen im Register einpfl egen darf und 
kann. Die Mat 26)  vermeinen, dass dem je-
weiligen Verwaltungsdateninhaber diese 
Zuständigkeit zukommt. Denn nur dieser 
könnte Veränderungen dieser Daten in sei-
nem Register vornehmen und im Unter-
nehmensregister warten. Welche Adresse 
oder welcher Firmenname ist nun aber der 
„richtige“? Jener des Firmenbuches, sofern 
der Unternehmer im Firmenbuch eingetra-
gen ist? Was passiert, wenn bspw das Da-
tenverarbeitungsregister dem Unterneh-
mensregister einen anderen Firmennamen 
meldet? Sinn und Zweck eines solchen 
Registers können  –  nach Abschluss der 
Phase der Datenkonsolidierung  –  wohl nur 
einheitliche Identifi kationsmerkmale sein, 
genau dies scheint jedoch nicht sicherge-
stellt. Auch stehen diese Ausführungen zu-
mindest in scheinbarem Widerspruch zur 
Budgetbeilage „Verwaltungskosten sen-
ken für Unternehmen“, 27)  wo es unter der 
Überschrift „Nutzen für Unternehmen“ 
heißt: „ Profi l- oder Stammdaten zentral 
ändern und automatische Weiterleitung an 
und Korrektur in alle/n Anwendungen“.  
Das BMF geht daher offenbar davon aus, 
dass der Unternehmer selbst seine Daten 
ändert. Aus datenschutzrechtlicher Sicht 
stellt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage, wer Auftraggeber der Datenanwen-
dung „Unternehmensregister für Verwal-
tungszwecke“ ist, und daraus resultierend, 
wohin sich die Betroffenen mit ihren ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rech-
ten nach § 1 DSG 2000 wenden können. 
Im Rahmen des Begutachtungsverfahrens 
konnte diese Frage nicht geklärt werden. 

    3.2.3. Kritik  
 Die Prinzipien der Unabhängigkeit und der 
Geheimhaltung  –  wie sie auch in Art 338 
Abs 2 AEUV festgeschrieben sind und 
im Verhaltenskodex weiterentwickelt und 

26) ErläutRV 320 BlgNR 24. GP 14.
27) Beilage zum Budget 2009 „Verwaltungskosten 

senken für Unternehmen“ 9, http://www.bmf.
gv.at/BUDGET/budgets/2009/beilagen/Verwal-
tungskosten_senken_01042009_os.pdf.

konkretisiert wurden  –  stehen in engem 
Zusammenhang, und es ist schon der 
bloße Anschein des Verstoßes dagegen 
zu vermeiden. Speziell statistikfremde 
Aufgaben mit Außenwirkung sind in 
diesem Lichte besonders kritisch zu be-
urteilen. Zu genau dieser Außenwirkung 
kommt es jedoch, wenn Informationen, 
die im Zuge von Erhebungen der Bun-
desanstalt zur Kenntnis gelangen, Sank-
tionen durch andere Behörden auslösen 
können, wie in § 25 Abs 5 BStatG 2000 
nunmehr vorgesehen ist. Es stellt sich die 
grundsätzliche Frage, warum die Statistik 
Austria dieses Register betreiben muss. 
Zwar hat diese freilich eine hochgradige 
Registerkompetenz, aber es gäbe auch 
andere Dienstleister, bei denen es zu kei-
ner solchen Interessenkollision käme wie 
im Falle der Statistik Austria. Auch die 
Gründung eines Tochterunternehmens 
der Statistik Austria wäre eine sehr gute 
Lösung gewesen. 

      4. Verfügbarkeit des 
ÖNACE-Codes  

  4.1. Rechtslage vor der Novelle 

 Die ÖNACE ist eine Klassifi kation von 
Wirtschaftstätigkeiten. 28)  Zunächst ist die 
ÖNACE nur eine lange Liste mit Codes 
und Beschreibungen dieser Codes. Gem 
§ 21 BStatG 2000 ist es Aufgabe der 
Statistik Austria, den Unternehmen die-
se Codes zuzuordnen, maW: das Unter-
nehmen zu klassifi zieren. 

 Aufgrund datenschutzrechtlicher Be-
denken wurde bereits in der Stammfas-
sung des BStatG 2000 der Zugriff auf 
den ÖNACE-Code eines Unternehmens 
beschränkt: Neben bestimmten Instituti-
onen und dem jeweiligen Unternehmen 
selbst konnte nur dann Auskunft über 
den ÖNACE-Code eines anderen Un-
ternehmens verlangt werden, wenn ein 
berechtigtes Interesse an der Auskunft 
glaubhaft gemacht wurde (§ 21 Abs 8 
BStatG 2000). Ein berechtigtes Interes-
se im Sinne des Abs 8 leg cit liegt dann 
vor, wenn die eigene klassifi katorische 
Zuordnung oder die eines anderen 
Unternehmens Rechtsfolgen auslösen 
kann. 29)  Diese Regelung war insbes für 

28) Die ÖNACE ist die wichtigste und in der Wirt-
schaftsstatistik am häufi gsten verwendete Klas-
sifi kation, die in der EU durch die VO 1893/2006 
v 20.12.2006 zur Aufstellung der statistischen 
Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 
2, ABl L 2006/393, 1 festgelegt ist. Jedes Mit-
gliedsland hat darunter eine nationale Version, 
die in Österreich ÖNACE heißt.

29) ErläutRV 1830 BlgNR 22. GP 47.
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Wirtschaftsforschungsinstitute proble-
matisch, weil eine Klassifi zierung von Un-
ternehmen für eigene Erhebungen selbst 
vorgenommen werden musste und damit 
notwendigerweise mangelhaft war. 30)  Je-
denfalls wurde damit eine Vergleichbar-
keit mit den Daten der amtlichen Sta-
tistik massiv erschwert. Ein rechtliches 
Interesse wird jedoch vorliegen, wenn ein 
Unternehmen den ÖNACE-Code eines 
Geschäftspartners zur Erfüllung gesetz-
licher Meldepfl ichten benötigt. 31)  

   4.2. Geplante Änderungen durch 
den ME 

 Der Abs 8 des § 21 BStatG idF ME 32)  hät-
te bestimmten Institutionen die Möglich-
keit eingeräumt, die ÖNACE-Codes einer 
Mehrzahl von Unternehmen bei der Sta-
tistik Austria anzufordern, und darüber 
hinaus hätte jedermann die Möglichkeit 

30) Für eine korrekte Klassifi zierung eines Unter-
nehmens benötigt man mehr Angaben als den 
Forschungsinstituten zur Verfügung stehen.

31) ZB § 17 Abs 1 AWG.
32) 51/ME 24. GP 8.

gehabt über das Internet Einzelabfragen 
zu einem Unternehmen unter Angabe von 
Firmenname und Adresse, der Firmen-
buchnummer, der Vereinsregisternum-
mer oder der UID-Nummer zu tätigen. 
Das wäre mE ein wichtiger Schritt in 
die richtige Richtung gewesen, weil die 
datenschutzrechtlichen Bedenken gegen 
die Freigabe der ÖNACE überzogen 33)  
scheinen und die Wirtschaftsforschung 
massives Interesse an der Verwendung 
der Codes hat. Die Statistik Austria hätte 
vermutlich aufgrund der Möglichkeit für 
die Unternehmen, über das Internet eine 
Selbstauskunft einzuholen, eine spürbare 
Entlastung genossen. 

   4.3. Rechtslage nach der Novelle 

 Bedauerlicherweise setzten sich die be-
reits erwähnten datenschutzrechtlichen 

33) Im Falle eines Rechtsanwalts erachtete die 
DSK (Bescheid v 1.7.2003 zu K120.721/006-
DSK/2003) den entsprechenden ÖNACE-Code 
für nicht schutzwürdig, weil seine Tätigkeit als 
Rechtsanwalt über die Anwaltsliste öffentlich sei. 
Offenbar ist diese Entscheidung jedoch nicht ver-
allgemeinerbar.

Bedenken bei der RV durch, und so wurde 
das Zugangsrecht für jedermann wieder 
durch die Glaubhaftmachung eines be-
rechtigten Interesses beschränkt.  

     5. Zusammenfassung und 
Ausblick  

 Aus Sicht des Datennutzers ist die BStatG 
Novelle 2010 mit gemischten Gefühlen 
zu bewerten. Die Veröffentlichungspfl icht 
von Vertragsstatistiken ist sicherlich der 
positivste Aspekt der Novelle. Ebenso ist 
die Einrichtung eines „zentralen Melde-
registers für Unternehmen“ zu begrüßen, 
wenn auch dies nicht unbedingt bei der 
Statistik Austria hätte geschehen müssen, 
wobei ihre Registerkompetenz freilich 
unwidersprochen bleibt. Schade ist  –  ins-
bes aus Sicht der Wirtschaftsforschung 
 –  der weiterhin beschränkte Zugang zu 
den ÖNACE-Codes der Unternehmen. 

 Fakt ist, dass Österreich eines der mo-
dernsten Statistikgesetze der Welt hat. 
Die vorliegende Novelle hat wenig daran 
geändert, weder im negativen noch im 
positiven Sinne.   

Die Autorin:
Mag. Viktoria Haidinger, LL.M. ist stv. Leiterin der Stabsabteilung Statistik der WKÖ und war zuvor bei Preslmayr Rechts-
anwälte OEG mit Schwerpunkt Datenschutzrecht und IT-Recht als RAA tätig.
Publikationen (Auswahl):
Datenschutzrechts-Compliance in medizinischen Einrichtungen und Pharmaunternehmen in der Praxis, in Jahnel (Hrsg), 
Jahrbuch – Datenschutzrecht und E-Government 2009, 235 (gemeinsam mit Knyrim); Urheberrechtlicher Auskunftsan-
spruch im Spannungsverhältnis zum Datenschutz – Anlassfälle Promusicae und MediaSentry, jusIT 2008, 59 (gemeinsam 
mit Schachter).
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  Entscheidungsübersicht Datenschutz-
kommission  –  Jänner bis März 2011   
   1. Löschung von Daten aus der 

zentralen Evidenz (BMF)  

  K121.641/0002-DSK/2011, 
21. 1. 2011  

   Sachverhalt: 
 Die Beschwerdeführerin (ein Unterneh-
men aus der Baubranche) behauptet in 
ihrer rechtsanwaltlich eingebrachten 
Beschwerde eine Verletzung im Recht 
auf Löschung dadurch, dass der Be-

schwerdegegner (Bundesministerium für 
Finanzen, Zentrale Koordinationsstelle 
für die Bekämpfung illegaler Beschäfti-
gung) ihr Löschungsbegehren betreffend 
zwei in der Zentralen Evidenz erfassten, 
jedoch schon im ordentlichen Verfahren 
der ersten Instanz gemäß § 45 Abs 1 Z 2 
VStG eingestellten (bestimmt bezeichne-
ten) Verwaltungsstrafverfahren einer Be-
zirkshauptmannschaft zwar begründet, 
jedoch zu Unrecht abgelehnt habe. Da 
die betreffenden Vorfälle Jahre zurück 
lägen und für die Vollziehung des AuslBG 

durch die Beschwerdegegnerin nicht er-
forderlich seien, eine weitere Dokumenta-
tion für die Beschwerdeführerin überdies 
nachträglich sei, gebe es keinen Grund für 
die weitere Verarbeitung dieser Daten. 

 Der Beschwerdegegner verarbeitet in 
der Zentralen Evidenz verwaltungsbe-
hördlicher Strafverfahren gemäß § 28b 
Abs 3 AuslBG zur Beschwerdeführerin 
bestimmte Daten betreffend zwei rechts-
kräftig eingestellte Verwaltungsstrafver-
fahren, die mit Status „ruhend/aufgeho-
ben“ versehen sind. Das entsprechende 
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